
 

 

Readcrest Capital AG 

Hamburg 

- ISIN DE000A1E89S5 – 

Eindeutige Kennung: RCAGHV2021 

Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung 

 

Wir laden hiermit unsere Aktionäre zu der am Mittwoch, dem 29. Dezember 2021, um 10:00 

Uhr (UTC: 9:00 Uhr) in Form einer virtuellen Hauptversammlung stattfindenden ordentlichen 

Hauptversammlung ein. Eine Bild- und Tonübertragung der gesamten Hauptversammlung 

wird live im Internet erfolgen. Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre erfolgt ausschließlich 

im Wege der Briefwahl oder durch Vollmachtserteilung an einen von der Gesellschaft 

benannten Stimmrechtsvertreter. Bitte beachten Sie insbesondere die Regelungen zur 

weiterhin erforderlichen Anmeldung zur Hauptversammlung. Ort der Hauptversammlung im 

Sinne des Aktiengesetzes ist: Carl Konferenz- & Eventtechnik GmbH & Co., Heselstücken 9, 

22453 Hamburg. 

 

A. Tagesordnung 

 

1. Vorlage des mit dem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 

versehenen Jahresabschlusses, des Lageberichts für das Geschäftsjahr 2020 sowie 

des Berichts des Aufsichtsrates für das Geschäftsjahr 2020 

Entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen (§§ 172 und 173 Aktiengesetz) ist zum 

Tagesordnungspunkt 1 keine Beschlussfassung vorgesehen, da der Aufsichtsrat den vom 

Vorstand aufgestellten Jahresabschluss gebilligt hat. Der Jahresabschluss ist damit 

festgestellt.  

 

2. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes für das 

Geschäftsjahr 2020 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, dem Vorstand für das Geschäftsjahr 2020 Entlastung 

zu erteilen.  

 



 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrates für das 

Geschäftsjahr 2020 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrates für das 

Geschäftsjahr 2020 Entlastung zu erteilen. 

 

4. Beschlussfassung über die Bestellung des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 

2021 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die MSW GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Berlin, zum 

Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2021 und zum Prüfer für eine prüferische Durchsicht 

von Zwischenfinanzberichten, die vor der ordentlichen Hauptversammlung 2022 erstellt 

werden und bei denen der Vorstand entscheidet, eine solche prüferische Durchsicht 

durchzuführen, zu wählen. 

 

5. Wahlen zum Aufsichtsrat 

Der Aufsichtsrat setzt sich gemäß §§ 95, 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG und § 9 Abs. 1 der 

Satzung der Gesellschaft aus drei Mitgliedern zusammen, die von der Hauptversammlung 

gewählt werden. Herr Delf Ness wurde vom Amtsgericht Hamburg mit Wirkung zum 09. April 

2021 bis zur nächstfolgenden Hauptversammlung zum Mitglied des Aufsichtsrats der 

Gesellschaft bestellt. Sein Amt endet mithin mit Ablauf dieser Hauptversammlung.  

Der Aufsichtsrat schlägt vor,  

Herrn Delf Ness, Inhaber von Delf Ness Marketing, wohnhaft im Hamburg 

mit Wirkung ab Beendigung der Hauptversammlung am 29. Dezember 2021 bis zur 

Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das Geschäftsjahr 2022 

beschließt, in den Aufsichtsrat zu wählen.  

 

Angaben zum Lebenslauf des Kandidaten für den Aufsichtsrat: 

Delf Ness ist Unternehmensberater für Kommunikation, mit Fokussierung auf Sponsoring, 

Kooperationen, New Business. Nach seiner Ausbildung in den USA mit zwei Abschlüssen 

(Bachelor of Fine Arts, Master of Science in Broadcasting), war er 10 Jahre im internationalen 

Mediengeschäft tätig. Seit 20 Jahren berät er Marken und Institutionen in der Sport, 

Entertainment und Retail-Branche. 

 



 

Angaben gemäß § 125 Absatz 1 Satz 5 AktG über die zur Wahl in den Aufsichtsrat 

vorgeschlagenen Kandidaten: 

Nachfolgend wird angegeben, in welchen anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten und 

in welchen vergleichbaren in- oder ausländischen Kontrollgremien von 

Wirtschaftsunternehmen der zur Wahl in den Aufsichtsrat vorgeschlagene Kandidat Mitglied 

ist (§ 125 Abs. 1 Satz 5 AktG): 

Herr Ness ist Mitglied des Aufsichtsrats der CGift AG (Hamburg) und der Palmaille Invest AG 

(Kükels). 

 

Erklärung zu C.13 des Deutschen Corporate Governance Kodex: 

Zu C.13 des Deutschen Corporate Governance Kodex wird erklärt, dass zwischen dem zur 

Wahl in den Aufsichtsrat vorgeschlagenen Kandidaten einerseits und der Readcrest Capital 

AG, deren Konzernunternehmen, den Organen der Readcrest Capital AG oder einem 

wesentlich an der Readcrest Capital AG beteiligten Aktionär andererseits keine persönlichen 

oder geschäftlichen Beziehungen bestehen, die nach Einschätzung des Aufsichtsrats ein 

objektiv urteilender Aktionär für seine Wahlentscheidung als maßgebend ansehen würde. 

 

6. Beschlussfassung über die Billigung des Systems zur Vergütung der Mitglieder des 

Vorstands 

Nach § 120a Abs. 1 AktG beschließt die Hauptversammlung einer börsennotierten 

Gesellschaft mindestens alle vier Jahre über die Billigung des vom Aufsichtsrat vorgelegten 

Vergütungssystems für die Vorstandsmitglieder, ebenso bei jeder wesentlichen Änderung des 

Vergütungssystems. Die Bestimmung wurde durch das Gesetz zur Umsetzung der zweiten 

Aktionärsrechterichtlinie in das Aktiengesetz eingefügt und ist gemäß § 26j Abs.1 Satz 1 

EGAktG spätestens für die Durchführung von ordentlichen Hauptversammlungen zu 

beachten, die nach dem 31. Dezember 2020 stattfinden. Damit ist in dieser ordentlichen 

Hauptversammlung der Readcrest Capital AG am 29. Dezember 2021 erstmals eine 

Beschlussfassung über das Vergütungssystem vorgesehen. Der Aufsichtsrat hat in seiner 

Sitzung am 13.09.2021 das Vergütungssystem für die Vorstandsmitglieder unter Beachtung 

von § 87a Abs. 1 AktG sowie der Empfehlungen des Deutschen Corporate Governance Kodex 

(DCGK) beschlossen. Das Vergütungssystem für die Vorstandsmitglieder ist nachstehend 

dargestellt und über die Internetadresse 

 

www.readcrest.de/dcgk.html 

 



 

verfügbar. 

Der Aufsichtsrat schlägt folgenden Beschluss vor: 

Das nachfolgend dargestellte Vergütungssystem für die Vorstandsmitglieder, über das der 

Aufsichtsrat in seiner Sitzung am 13.09.2021 beschlossen hat, wird gebilligt. 

 

Vergütungssystem für die Vorstandsmitglieder 

 

A. Grundlagen und Zielsetzung 

Das Vergütungssystem für die Vorstandsmitglieder zielt darauf ab, die Vorstandsmitglieder 

entsprechend ihrem Aufgaben- und Verantwortungsbereich angemessen zu vergüten und die 

Leistung eines jeden Vorstandsmitglieds sowie den Erfolg des Unternehmens unmittelbar zu 

berücksichtigen. Die Struktur des Vergütungssystems für die Vorstandsmitglieder der 

Readcrest Capital AG zielt auf eine nachhaltige Steigerung des Unternehmenswertes und eine 

erfolgsorientierte Unternehmensführung ab.  

 

B. Verfahren 

Der Aufsichtsrat setzt das Vergütungssystem für die Vorstandsmitglieder in Einklang mit den 

gesetzlichen Vorgaben in §§ 87 Abs. 1, 87a Abs. 1 AktG fest. Bei Bedarf kann der Aufsichtsrat 

externe Berater hinzuziehen, die von Zeit zu Zeit gewechselt werden. Bei deren Mandatierung 

wird auf ihre Unabhängigkeit geachtet. Die geltenden Regelungen des Aktiengesetzes und 

des DCGK zur Behandlung von Interessenkonflikten im Aufsichtsrat werden auch beim 

Verfahren zur Fest- und Umsetzung sowie zur Überprüfung des Vergütungssystems beachtet. 

Sollte ein Interessenkonflikt bei der Fest- und Umsetzung sowie der Überprüfung des 

Vergütungssystems auftreten, wird der Aufsichtsrat diesen ebenso behandeln wie andere 

Interessenkonflikte in der Person eines Aufsichtsratsmitglieds, sodass das betreffende 

Aufsichtsratsmitglied an der Beschlussfassung oder, im Falle eines schwereren 

Interessenkonflikts, auch an der Beratung nicht teilnehmen wird. Sollte es zu einem 

dauerhaften und unlösbaren Interessenkonflikt kommen, wird das betreffende 

Aufsichtsratsmitglied sein Amt niederlegen. Dabei wird durch eine frühzeitige Offenlegung 

etwaiger Interessenkonflikte sichergestellt, dass die Entscheidungen vom Aufsichtsrat nicht 

durch sachwidrige Erwägungen beeinflusst werden. 

Das vom Aufsichtsrat beschlossene Vergütungssystem wird der Hauptversammlung zur 

Billigung vorgelegt. Billigt die Hauptversammlung das jeweils zur Abstimmung gestellte 

Vergütungssystem nicht, wird nach § 120a Abs. 3 AktG spätestens in der darauffolgenden 

ordentlichen Hauptversammlung ein überprüftes Vergütungssystem zum Beschluss vorgelegt. 



 

Das Vergütungssystem wird durch den Aufsichtsrat regelmäßig überprüft. Bei jeder 

wesentlichen Änderung des Vergütungssystems, mindestens jedoch alle vier Jahre, wird das 

Vergütungssystem nach § 120a Abs. 1 Satz 1 AktG der Hauptversammlung zur Billigung 

vorgelegt. 

Das vorliegende Vergütungssystem gilt für die Vergütung aller Vorstandsmitglieder der 

Readcrest Capital AG ab dem Datum an dem der Aufsichtsrat dieses beschlossen hat.  

 

C. Erläuterungen zur Festlegung der konkreten Ziel-Gesamtvergütung 

Der Aufsichtsrat legt im Einklang mit dem Vergütungssystem jeweils für das bevorstehende 

Geschäftsjahr die Höhe der Ziel-Gesamtvergütung für jedes Vorstandsmitglied fest. 

Richtschnur hierfür ist, dass die jeweilige Vergütung in einem angemessenen Verhältnis zu 

den Aufgaben und Leistungen des jeweiligen Vorstandsmitglieds sowie zur Lage der 

Gesellschaft steht, die übliche Vergütung nicht ohne besondere Gründe übersteigt und auf 

eine langfristige und nachhaltige Entwicklung der Readcrest Capital AG ausgerichtet ist. Zu 

diesem Zweck werden sowohl externe als auch interne Vergleichsbetrachtungen angestellt. 

Bei der Beurteilung wird sowohl die Vergütungsstruktur als auch die Höhe der Vergütung der 

Vorstandsmitglieder insbesondere im Vergleich zum externen Markt (horizontale 

Angemessenheit) sowie zu den sonstigen Vergütungen im Unternehmen (vertikale 

Angemessenheit) gewürdigt. Für den externen Vergleich werden Unternehmen aus einem 

vergleichbaren Geschäftsfeld und/oder (börsennotierte) Unternehmen in vergleichbarer Größe 

herangezogen. 

Bei der vertikalen Angemessenheit wird unternehmensintern die Relation der Vergütung der 

Vorstandsmitglieder zur durchschnittlichen Vergütung der ersten Konzernebene sowie zur 

Vergütung der Gesamtbelegschaft ermittelt und diese Relation mit der Vergütung in den zuvor 

genannten Unternehmen vergleichbarer Größe verglichen und auf Marktangemessenheit 

geprüft, wobei auch die zeitliche Entwicklung der Vergütung berücksichtigt wird. Der 

Aufsichtsrat legt fest, wie der obere Führungskreis und die relevante Belegschaft abzugrenzen 

sind und wie die Vergütung im Vergleich dazu beurteilt wird.  

 

D. Bestandteile des Vergütungssystems 

Das Vergütungssystem der Vorstandsmitglieder besteht aus einer festen, monatlich zahlbaren 

Grundvergütung, welche die Aufgaben und Leistungen der Vorstandsmitglieder berücksichtigt. 

Darüber hinaus werden die üblichen Nebenleistungen gewährt. Insgesamt trägt die Vergütung 

zur langfristigen Entwicklung der Gesellschaft bei, indem Vorstandsmitgliedern insbesondere 

steigende Bezüge im Falle einer Wiederbestellung zugesagt werden. 

1. Jahresfestgehalt 



 

Das Jahresfestgehalt ist eine auf das jeweilige Geschäftsjahr bezogene Barvergütung, die sich 

insbesondere an dem Verantwortungsumfang des jeweiligen Vorstandsmitglieds orientiert. 

Das individuell festgelegte Fixeinkommen wird in zwölf gleichen Teilen ausgezahlt. 

2. Sachbezüge und sonstige Nebenleistungen 

Sachbezüge und sonstige Nebenleistungen enthalten insbesondere Sachleistungen wie die 

Zahlung von Reisekosten und sonstige Aufwendungen im Interesse der Gesellschaft in 

angemessenem Rahmen erstattet. 

Mit Abschluss des Vorstandsdienstvertrags hat das Vorstandsmitglied für die Zeit seiner 

Bestellung als Vorstandsmitglied Anspruch auf eine D&O-Versicherung gegen Risiken seiner 

Tätigkeit als Organ der Gesellschaft in angemessenem Umfang auf Kosten der Gesellschaft. 

Der Versicherungsschutz soll auch nach Ausscheiden des Vorstandsmitglieds weitergelten, 

sofern Tätigkeiten und Handlungen während der Dauer dieses Vertrages betroffen sind. Die 

Versicherung muss einen Selbstbehalt von mindestens 10 % des Schadens bis mindestens 

zur Höhe des 1,5-fachen der festen jährlichen Vergütung des Vorstandsmitglieds vorsehen. 

Art und Inhalt der Nebenleistungen können sich auch ändern abhängig von den persönlichen 

Verhältnissen des einzelnen Vorstandsmitglieds. 

3. Versorgungszusagen/Versorgungsbezüge 

Versorgungszusagen gibt es nicht. 

 

E. Festlegung der Maximalvergütung 

Die Maximalvergütung beträgt EUR 48.000 je Vorstandsmitglied und orientiert sich an den 

jeweils maximal möglichen Vergütungsbestandteilen. 

F. Laufzeit der Dienstverträge und Kündigungsfristen 

Die jeweiligen Dienstverträge sind befristet abgeschlossen und enden automatisch, wenn die 

Befristung abläuft. Im Übrigen sind die Dienstverträge an die organschaftliche Bestellung des 

Vorstandsmitglieds gekoppelt und enden, ohne dass es einer besonderen hierauf gerichteten 

Erklärung eines der Vertragspartner bedarf, wenn auch die organschaftliche Bestellung als 

Vorstandsmitglied endet. 

Das Dienstverhältnis endet, ohne dass es einer Kündigung bedarf, wenn der Vorstand das 65. 

Lebensjahr vollendet hat. 

Das Vorstandsmitglied, Herr Gunnar Binder, wurde bis einschließlich 27. März 2022 zum Vor-

stand der Gesellschaft bestellt. Das aktuelle Dienstverhältnis endet mit Vollendung des 65. 

Lebensjahres am 22. Februar 2022. 

G. Abfindungs-Cap bei vorzeitiger Beendigung der Vorstandstätigkeit 



 

Entsprechend dem Deutschen Corporate Governance Kodex sollen die Dienstverträge aller 

Vorstandsmitglieder eine generelle Begrenzung einer etwaigen Abfindung (Abfindungs-Cap) 

vorsehen, nach der Zahlungen an ein Vorstandsmitglied bei vorzeitiger Beendigung der 

Vorstandstätigkeit den Wert von zwei Jahresvergütungen einschließlich variabler 

Vergütungsbestandteile nicht überschreiten, keinesfalls aber mehr als die Restlaufzeit des 

Dienstvertrags vergüten dürfen. Für den Fall einer Vertragsbeendigung aus einem von dem 

Vorstandsmitglied zu vertretenden wichtigen Grund sehen die Dienstverträge keine Abfindung 

vor. Bei der Berechnung dieses Abfindungs-Caps ist auf die Gesamtvergütung einschließlich 

Nebenleistungen des abgelaufenen Geschäftsjahres und gegebenenfalls auch auf die 

voraussichtliche Gesamtvergütung für das laufende Geschäftsjahr abzustellen. 

7. Beschlussfassung über die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder 

Gemäß § 113 Abs. 3 AktG in der seit dem 1. Januar 2020 gültigen Fassung beschließt die 

Hauptversammlung bei börsennotierten Gesellschaften mindestens alle vier Jahre über die 

Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats. Ein die (bestehende) Vergütung bestätigender 

Beschluss ist zulässig. Eine erstmalige Beschlussfassung hat bis zum Ablauf der ersten 

ordentlichen Hauptversammlung zu erfolgen, die auf den 31. Dezember 2020 folgt (§ 26j EG-

AktG). 

Der Aufsichtsrat hat entschieden, die Vergütung des Aufsichtsrates gemäß den neuen 

Vorgaben zur Entscheidung der Hauptversammlung vorzulegen. Die gegenwärtigen 

Regelungen zur Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder, wie sie in § 11 der Satzung der 

Readcrest Capital AG (Stand: 5. August 2019) festgesetzt sind, wurden am 31. Juli 2019 von 

der Hauptversammlung beschlossen.  

Die vorgeschlagenen Vergütungsregelungen für die Aufsichtsratsmitglieder sind nachstehend 

dargestellt und über die Internetadresse www.readcrest.de/dcgk.html verfügbar.  

Dies entspricht insbesondere auch der Anregung G.18 Satz 1 des neuen DCGK und sieht vor, 

dass die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder nur noch aus einer Festvergütung besteht. 

 

a) Vergütungssystem für den Aufsichtsrat gemäß §§ 113 Abs. 3 Satz 1, 87a Abs. 

1 Satz 2 AktG 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat schlagen vor, das nachfolgend dargestellte 

Vergütungssystem für die Mitglieder des Aufsichtsrats zu beschließen: 

Die Vergütung des Aufsichtsrates wird in § 11 der Satzung der Gesellschaft zusammen mit 

einem konkretisierenden Beschluss der Hauptversammlung geregelt. 

Das Vergütungssystem trägt der Verantwortung und dem Tätigkeitsumfang der 

Aufsichtsratsmitglieder Rechnung. Der Aufsichtsrat leistet durch die ihm obliegende Leitung 

der Gesellschaft, Festlegung der Grundsätze der Geschäftsführung sowie Überwachung der 



 

Vorstandsmitglieder einen Beitrag zur Förderung der Geschäftsstrategie und zur langfristigen 

Entwicklung der Gesellschaft.  

Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten neben der Erstattung ihrer baren Auslagen und der 

jeweils auf die Vergütung und die Auslagen anfallenden Umsatzsteuer jeweils eine feste 

jährliche Vergütung. Eine variable Vergütungskomponente ist nicht vorgesehen. Nach 

Auffassung der Readcrest Capital AG ist eine reine Festvergütung besser geeignet, die 

Unabhängigkeit der Aufsichtsratsmitglieder zu stärken und ihren Aufwand angemessen zu 

vergüten.  

Aufgrund der besonderen Natur der Aufsichtsratsvergütung, die für die Tätigkeit gewährt wird, 

die sich grundlegend von der Tätigkeit der Arbeitnehmer der Gesellschaft und des Konzerns 

unterscheidet, kommt ein sogenannter vertikaler Vergleich mit der Arbeitnehmervergütung 

nicht in Betracht. 

Entsprechend der Empfehlungen des DCGK soll der höhere Aufwand des Vorsitzenden und 

der stellvertretenden Vorsitzenden des Aufsichtsrats durch entsprechende zusätzliche 

Vergütung angemessen berücksichtigt werden  

Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten für das jeweilige Geschäftsjahr eine feste Vergütung 

in Höhe von EUR 2.500,00. Der Vorsitzende erhält die vierfache Grundvergütung. Der 

stellvertretende Vorsitzende erhält die doppelte Grundvergütung. 

Zukünftig hat die Hauptversammlung mindestens alle vier Jahre über die Vergütung der 

Aufsichtsratsmitglieder Beschluss zu fassen, wobei eine bestätigende Beschlussfassung 

zulässig ist. Zum Zwecke dieser Vorlage an die Hauptversammlung wird das 

Vergütungssystem rechtzeitig einer Überprüfung unterzogen. 

 

b) Beschlussfassung über die konkrete Vergütung 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat schlagen vor, in Konkretisierung des vorstehenden 

Vergütungssystems folgenden Beschluss zu fassen: 

Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten für das abgelaufene Geschäftsjahr 2020 und ab dem 

Geschäftsjahr 2021 eine feste Grundvergütung in Höhe von EUR 2.500,00. Der Vorsitzende 

erhält die vierfache Grundvergütung. Der stellvertretende Vorsitzende erhält die doppelte 

Grundvergütung. Im Übrigen gelten die Regelungen in § 11 der Satzung. 

 

8. Beschlussfassung über die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals mit der 

Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss sowie über entsprechende Satzungsände-

rungen 



 

Mit Blick auf zukünftiges Unternehmenswachstum und etwaige sonstige Finanzierungsmaß-

nahmen zur Stärkung der Eigenkapitalbasis strebt der Vorstand der Gesellschaft ein hohes 

Maß an Flexibilität für eventuelle Kapitalmaßnahmen an. Hierzu soll ein Genehmigtes Kapital 

2021 in dem rechtlich zulässigen Umfang geschaffen werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, die folgenden Beschlüsse zu fassen:  

a) Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 

28. Dezember 2026 mit Zustimmung des Aufsichtsrats um insgesamt bis zu 

EUR 1.500.000,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe neuer auf den Inhaber lau-

tender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Ka-

pital 2021). Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. 

Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-

recht der Aktionäre ganz oder teilweise auszuschließen. Der Ausschluss des Bezugs-

rechts ist dabei nur in den folgenden Fällen zulässig:  

(i) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn Aktien der Gesellschaft an 

der Börse gehandelt werden (regulierter Markt oder Freiverkehr bzw. die 

Nachfolger dieser Segmente), die ausgegebenen Aktien 10 % des Grundka-

pitals nicht übersteigt und der Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsen-

preis der bereits an der Börse gehandelten Aktien der Gesellschaft gleicher 

Gattung und Ausstattung nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 

186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet und alle eventuellen weiteren Voraus-

setzungen von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gewahrt sind. Auf den Betrag von 

10 % des Grundkapitals ist der Betrag anzurechnen, der auf Aktien entfällt, 

die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Aus-

nutzung aufgrund anderer entsprechender Ermächtigungen unter Aus-

schluss des Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung 

des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben beziehungsweise veräußert wer-

den, soweit eine derartige Anrechnung gesetzlich geboten ist. Im Sinne die-

ser Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag bzw. Ausgabepreis bei Übernahme 

der neuen Aktien durch einen Emissionsmittler unter gleichzeitiger Verpflich-

tung des Emissionsmittlers, die neuen Aktien einem oder mehreren von der 

Gesellschaft bestimmten Dritten zum Erwerb anzubieten, der Betrag, der von 

dem oder den Dritten zu zahlen ist;  

(ii) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von 

Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen an Unternehmen, ge-

werblichen Schutzrechten, wie z.B. Patenten, Marken oder hierauf gerichtete 

Lizenzen, oder sonstigen Produktrechten oder sonstigen Sacheinlagen, 

auch Schuldverschreibungen, Wandelschuldverschreibungen und sonstigen 

Finanzinstrumenten;  

(iii) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von Schuld-

verschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten, die 



 

von der Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften ausgegeben wurden, 

ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen 

nach Ausübung ihres Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung 

einer Options- bzw. Wandlungspflicht zustünde; 

(iv) für Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses entstehen; 

(v) in sonstigen Fällen, in denen ein Bezugsrechtsausschluss im wohlverstan-

denen Interesse der Gesellschaft liegt. 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt 

der Aktienrechte und die sonstigen Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durch-

führung festzulegen. Der Vorstand wird ermächtigt zu bestimmen, dass die neuen 

Aktien gemäß § 186 Abs. 5 AktG von einem Kreditinstitut oder einem nach § 53 

Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätigen Unternehmen mit 

der Verpflichtung übernommen werden sollen, sie den Aktionären zum Bezug anzu-

bieten.  

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jewei-

ligen Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2021 abzu-

ändern. 

b) § 4 Abs. 3 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:  

„Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 

28. Dezember 2026 mit Zustimmung des Aufsichtsrats um insgesamt bis zu 

EUR 1.500.000,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe neuer auf den Inhaber lau-

tender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Ka-

pital 2021). Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu.  

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-

recht der Aktionäre ganz oder teilweise auszuschließen. Der Ausschluss des Bezugs-

rechts ist dabei nur in den folgenden Fällen zulässig:  

(i) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn Aktien der Gesellschaft an 

der Börse gehandelt werden (regulierter Markt oder Freiverkehr bzw. die 

Nachfolger dieser Segmente), die ausgegebenen Aktien 10 % des Grundka-

pitals nicht übersteigt und der Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsen-

preis der bereits an der Börse gehandelten Aktien der Gesellschaft gleicher 

Gattung und Ausstattung nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 

186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet und alle eventuellen weiteren Voraus-

setzungen von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gewahrt sind. Auf den Betrag von 

10 % des Grundkapitals ist der Betrag anzurechnen, der auf Aktien entfällt, 

die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Aus-

nutzung aufgrund anderer entsprechender Ermächtigungen unter Aus-

schluss des Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung 



 

des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben beziehungsweise veräußert wer-

den, soweit eine derartige Anrechnung gesetzlich geboten ist. Im Sinne die-

ser Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag bzw. Ausgabepreis bei Übernahme 

der neuen Aktien durch einen Emissionsmittler unter gleichzeitiger Verpflich-

tung des Emissionsmittlers, die neuen Aktien einem oder mehreren von der 

Gesellschaft bestimmten Dritten zum Erwerb anzubieten, der Betrag, der von 

dem oder den Dritten zu zahlen ist;  

(ii) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von 

Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen an Unternehmen, ge-

werblichen Schutzrechten, wie z.B. Patenten, Marken oder hierauf gerichtete 

Lizenzen, oder sonstigen Produktrechten oder sonstigen Sacheinlagen, 

auch Schuldverschreibungen, Wandelschuldverschreibungen und sonstigen 

Finanzinstrumenten;  

(iii) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von Schuld-

verschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten, die 

von der Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften ausgegeben wurden, 

ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen 

nach Ausübung ihres Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung 

einer Options- bzw. Wandlungspflicht zustünde; 

(iv) für Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses entstehen; 

(v) in sonstigen Fällen, in denen ein Bezugsrechtsausschluss im wohlverstan-

denen Interesse der Gesellschaft liegt. 

 Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt 

der Aktienrechte und die sonstigen Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durch-

führung festzulegen. Der Vorstand ist ermächtigt zu bestimmen, dass die neuen Ak-

tien gemäß § 186 Abs. 5 AktG von einem Kreditinstitut oder einem nach § 53 Abs. 1 

Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätigen Unternehmen mit der Ver-

pflichtung übernommen werden sollen, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten.  

 Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jeweili-

gen Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2021 abzuän-

dern.“ 

 

Zu Tagesordnungspunkt 8: 

Bericht des Vorstands über den Ausschluss des Bezugsrechts im Rahmen des geneh-

migten Kapitals gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG  

a) Einleitung 



 

Der Vorstand hat zu Punkt 8 der Tagesordnung gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG 

i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG einen schriftlichen Bericht über die Gründe für den 

Bezugsrechtsausschluss erstattet. Der Bericht wird wie folgt bekannt gemacht:  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen unter Tagesordnungspunkt 8 die Schaffung eines 

genehmigten Kapitals in Höhe von bis zu EUR 1.500.000,00 vor. Das genehmigte 

Kapital soll die Flexibilität der Gesellschaft erhöhen und ihr im Interesse ihrer Aktio-

näre zusätzliche Handlungsmöglichkeiten einräumen.  

Im Falle einer Kapitalerhöhung unter Ausnutzung des genehmigten Kapitals ist den 

Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen, das im Wege des mittelbaren 

Bezugsrechts abgewickelt werden kann. Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats in bestimmten Fällen das Bezugsrecht ausschlie-

ßen zu können.  

 

b) Bezugsrechtsausschluss bei Kapitalerhöhungen um bis zu 10 % 

Das Bezugsrecht der Aktionäre kann insbesondere bei Barkapitalerhöhungen im Hin-

blick auf bis zu 10 % des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens bzw. der Ausübung der 

Ermächtigung bestehenden Grundkapitals ausgeschlossen werden, wenn der Aus-

gabepreis der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits an der Börse gehandelten 

Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung nicht wesentlich unter-

schreitet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG, erleichterter Bezugsrechtsausschluss). Auf die 

10 %ige Beschränkung sind andere Fälle des erleichterten Bezugsrechtsausschlus-

ses aufgrund einer gegebenenfalls noch zu beschließenden Ermächtigung durch die 

Hauptversammlung anzurechnen, soweit dies gesetzlich geboten ist. Die Möglichkeit, 

das Bezugsrecht der Aktionäre im Hinblick auf Barkapitalerhöhungen, die 10 % des 

Grundkapitals nicht übersteigen, ausschließen zu können, versetzt die Gesellschaft 

in die Lage, zur Aufnahme neuer Mittel zur Unternehmensfinanzierung kurzfristig, 

ohne das Erfordernis eines mindestens 14 Tage dauernden Bezugsangebotes, flexi-

bel auf sich bietende günstige Kapitalmarktsituationen zu reagieren und die neuen 

Aktien bei institutionellen Anlegern platzieren zu können.  

Bei dem erleichterten Bezugsrechtsausschluss handelt es sich um einen gesetzlich 

vorgesehenen Regelfall, in dem das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen wer-

den kann. Durch die Beschränkung auf 10 % des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 

bzw. der Ausübung der Ermächtigung vorhandenen Grundkapitals wird das Schutz-

bedürfnis der Aktionäre im Hinblick auf eine quotenmäßige Verwässerung ihrer Be-

teiligung berücksichtigt. Aktionäre, die ihre Beteiligungsquote beibehalten wollen, 

können durch Zukäufe über die Börse die Reduzierung ihrer Beteiligungsquote ver-

hindern. Im Falle des erleichterten Bezugsrechtsausschlusses ist zwingend, dass der 

Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsenkurs nicht wesentlich unterschreitet. Da-

mit wird dem Schutzbedürfnis der Aktionäre hinsichtlich einer wertmäßigen Verwäs-



 

serung ihrer Beteiligung Rechnung getragen. Durch diese Festlegung des Ausgabe-

preises nahe am Börsenkurs wird sichergestellt, dass der Wert des Bezugsrechts für 

die neuen Aktien sich praktisch der Nullmarke nähert.  

 

c) Bezugsrechtsausschluss bei Sachleistungen 

Das Bezugsrecht kann weiterhin bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbe-

sondere zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen an 

Unternehmen, gewerblichen Schutzrechten, wie z.B. Patenten, Marken oder hierauf 

gerichtete Lizenzen, oder sonstigen Produktrechten oder sonstigen Sacheinlagen, 

auch Schuldverschreibungen, Wandelschuldverschreibungen und sonstigen Finan-

zinstrumenten, ausgeschlossen werden. Hierdurch soll die Gesellschaft die Möglich-

keit erhalten, auf nationalen und internationalen Märkten flexibel auf sich bietende 

Gelegenheiten insbesondere zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen 

oder Beteiligungen an Unternehmen sowie auf Angebote zu Unternehmenszusam-

menschlüssen reagieren zu können. Insbesondere im Rahmen von Unternehmens- 

oder Beteiligungserwerben bestehen vielfältige Gründe, Verkäufern statt eines Kauf-

preises ausschließlich in Geld, auch Aktien oder nur Aktien zu gewähren. Insbeson-

dere kann auf diese Weise die Liquidität der Gesellschaft geschont und der / die Ver-

käufer an zukünftigen Kurschancen beteiligt werden. Diese Möglichkeit erhöht die 

Wettbewerbschancen der Gesellschaft bei Akquisitionen. Der Gesellschaft erwächst 

dadurch kein Nachteil, denn die Emission von Aktien gegen Sachleistung setzt vo-

raus, dass der Wert der Sachleistung in einem angemessenen Verhältnis zum Wert 

der Aktien steht. Der Vorstand der Gesellschaft wird bei der Ausnutzung der Ermäch-

tigung sorgfältig die Bewertungsrelation zwischen der Gesellschaft und der erworbe-

nen Beteiligung bzw. des Unternehmens prüfen und im wohlverstandenen Interesse 

der Gesellschaft und der Aktionäre den Ausgabepreis der neuen Aktien und die wei-

teren Bedingungen der Aktienausgabe festlegen.  

 

d) Bezugsrechtsausschluss bei Schuldverschreibungen 

Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts zu Gunsten der Inhaber der 

von der Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuldver-

schreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten dient dem Zweck, 

im Falle einer Ausnutzung dieser Ermächtigung den Options- bzw. Wandlungspreis 

nicht entsprechend den sogenannten Verwässerungsklauseln der Options- bzw. 

Wandlungsbedingungen ermäßigen zu müssen. Vielmehr soll auch den Inhabern der 

Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten ein Be-

zugsrecht in dem Umfang eingeräumt werden können, wie es ihnen nach Ausübung 

des Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung der Options- oder Wand-



 

lungspflicht zustehen würde. Mit der Ermächtigung erhält der Vorstand die Möglich-

keit, bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2021 unter sorgfältiger Abwägung 

der Interessen zwischen beiden Alternativen zu wählen. 

 

e) Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge 

Ferner ist der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt, das Bezugs-

recht zur Vermeidung von Spitzenbeträgen auszuschließen. Spitzenbeträge können 

sich aus dem Umfang des jeweiligen Volumens der Kapitalerhöhung und der Festle-

gung eines praktikablen Bezugsverhältnisses ergeben. Der vorgesehene Ausschluss 

des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ermöglicht ein glattes Bezugsverhältnis und er-

leichtert so die Abwicklung der Emission. Die vom Bezugsrecht der Aktionäre ausge-

schlossenen freien Spitzen werden bestmöglich für die Gesellschaft verwertet.  

 

f) Bezugsrechtsausschluss in sonstigen Fällen 

 Der Bezugsrechtsausschluss für sonstige Fälle, die im Interesse der Gesellschaft lie-

gen, dient der Erhaltung der Flexibilität des Vorstandes in sonstigen Fällen. Zu den-

ken ist etwa an die Eingehung von Kooperationen. Die Bereitstellung eines ausrei-

chenden genehmigten Kapitals mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugs-

rechts stärkt insofern die Handlungsmöglichkeiten der Gesellschaft. Der Vorstand 

wird das Bezugsrecht nur ausschließen, wenn dies im wohlverstandenen Interesse 

der Gesellschaft liegt. 

Soweit der Vorstand während eines Geschäftsjahres die Ermächtigung ausnutzt, wird er in der 

folgenden Hauptversammlung hierüber berichten. 

 

B. Teilnahmevoraussetzungen und weitere Informationen 

 

Vorlagen 

Diese Einberufung der Hauptversammlung, die unter Tagesordnungspunkt 1 genannten 

Unterlagen, die sonstigen zugänglich zu machenden Unterlagen und Anträge von Aktionären 

sowie weitere nach § 124a AktG zu veröffentlichende Informationen sind ab Veröffentlichung 

dieser Einberufung der Hauptversammlung über die Internetseite 

https://www.readcrest.com/hauptversammlung.html zugänglich und liegen während der 

Hauptversammlung am Versammlungsort zur Einsichtnahme aus. 

 

Grundkapital und Stimmrechte 



 

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 3.000.000,00 und ist eingeteilt in 3.000.000 

auf den Inhaber lautende nennwertlose Stückaktien. Die Gesamtzahl der Stimmrechte beträgt 

3.000.000. Diese Angaben beziehen sich auf den Zeitpunkt der Veröffentlichung dieser 

Einberufung im Bundesanzeiger. Die Gesellschaft hält zu diesem Zeitpunkt keine eigenen 

Aktien. 

 

Voraussetzungen für die Verfolgung der virtuellen Hauptversammlung im Internet und 

die Ausübung des Stimmrechts 

Die Hauptversammlung wird als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der 

Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der 

Gesellschaft) abgehalten, § 1 Abs. 2 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, 

Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der 

Auswirkungen der COVID-19-Pandemie („COVID-19-Gesetz“). Für die Aktionäre erfolgt eine 

Bild- und Tonübertragung der gesamten Hauptversammlung im passwortgeschützten 

Aktionärsportal, das im Internet unter https://readcrest.hvanmeldung.de zur Verfügung steht. 

Es können nur diejenigen Aktionäre die gesamte Hauptversammlung im Internet verfolgen, die 

sich in Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder englischer Sprache zur Hauptversammlung 

angemeldet haben. Dies gilt entsprechend für die Ausübung des Stimmrechts. Zugangsdaten 

und weitere Informationen erhalten die Aktionäre nach ihrer Anmeldung. Die Anmeldung muss 

der Gesellschaft spätestens am 22. Dezember 2021 (24:00 Uhr) unter folgender Adresse 

zugehen: 

 

Readcrest Capital AG 

c/o UBJ. GmbH 

Kapstadtring 10 

22297 Hamburg 

Telefax: +49 (0) 40 6378 5423 

E-Mail: hv@ubj.de 

 

Die Aktionäre haben darüber hinaus ihre Berechtigung zur Verfolgung der gesamten 

Hauptversammlung im Internet und zur Ausübung des Stimmrechts nachzuweisen. Hierzu ist 

ein in Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder englischer Sprache erstellter Nachweis des 

Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut erforderlich, wobei ein Nachweis durch den 

Letztintermediär gemäß § 67c Abs. 3 AktG ausreicht. Der Nachweis hat sich auf den Beginn 

des 12. Tages vor der Hauptversammlung (Nachweisstichtag), d.h. auf den 17. Dezember 

2021 (0:00 Uhr), zu beziehen. Maßgeblich für die Berechtigung zur Verfolgung der gesamten 

Versammlung im Internet und zur Ausübung des Stimmrechts ist somit der Aktienbesitz zu 

diesem Stichtag. Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss der Gesellschaft spätestens am 

25. Dezember 2021 (24:00 Uhr) unter folgender Adresse zugehen: 

 



 

Readcrest Capital AG 

c/o UBJ. GmbH 

Kapstadtring 10 

22297 Hamburg 

Telefax: +49 (0) 40 6378 5423 

E-Mail: hv@ubj.de 

 

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Ausübung von Aktionärsrechten, insbesondere des 

Stimmrechts, als Aktionär nur, wer den Nachweis des Anteilsbesitzes in der vorstehend 

beschriebenen Weise erbracht hat; insbesondere haben Veräußerungen oder sonstige 

Übertragungen der Aktien nach dem Nachweisstichtag im Verhältnis zur Gesellschaft keine 

Bedeutung für den Umfang und die Ausübung der gesetzlichen Aktionärsrechte, insbesondere 

des Stimmrechts, des bisherigen Aktionärs. Entsprechendes gilt für den Erwerb von Aktien 

nach dem Nachweisstichtag. Personen, die erst nach dem Nachweisstichtag Aktien erwerben, 

sind nicht stimmberechtigt. Der Nachweisstichtag hat keine Bedeutung für die 

Dividendenberechtigung. Die Anmeldung zur Hauptversammlung hindert die Aktionäre im 

Übrigen nicht an der freien Verfügung über ihre Aktien.  

 

Vollmachten; Verfahren für die Ausübung des Stimmrechts durch Bevollmächtigte 

Aktionäre, die die Hauptversammlung nicht persönlich verfolgen und/oder ihr Stimmrecht nicht 

persönlich ausüben möchten, können sich bei der Ausübung ihrer Rechte auch durch 

Bevollmächtigte, z.B. einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater 

oder eine andere Person, vertreten lassen. Voraussetzung für die Ausübung des Stimmrechts 

durch Bevollmächtigte ist die form- und fristgerechte Anmeldung zur Hauptversammlung. Die 

Erteilung von Vollmachten, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber 

der Gesellschaft bedürfen der Textform oder können elektronisch erfolgen und übermittelt 

werden, indem das unter https://readcrest.hvanmeldung.de bereitgestellte Aktionärsportal der 

Gesellschaft genutzt wird. Das Aktionärsportal ist ab dem 17. Dezember 2021 im Internet 

erreichbar. Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater und diesen durch das 

Aktiengesetz gleichgestellte Personen können im Rahmen der für sie bestehenden 

aktiengesetzlichen Sonderregelung (§ 135 AktG) abweichende Anforderungen an die ihnen zu 

erteilenden Vollmachten vorsehen. Diese Anforderungen können bei dem jeweils zu 

Bevollmächtigenden erfragt werden. Darüber hinaus bietet die Gesellschaft ihren Aktionären 

an, sich bei der Ausübung des Stimmrechts durch von der Gesellschaft benannte 

weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter vertreten zu lassen. Soweit Aktionäre die von der 

Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter bevollmächtigen, müssen sie diesen in jedem 

Fall Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts erteilen. Ohne diese Weisungen ist die 

Vollmacht ungültig. Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft sind verpflichtet, 

weisungsgemäß abzustimmen. 

 



 

Vollmachten und Weisungen an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 

können elektronisch über das Aktionärsportal der Gesellschaft unter 

https://readcrest.hvanmeldung.de erteilt werden. Diese Möglichkeit besteht bis zum Beginn 

der Abstimmung in der Hauptversammlung. Das Aktionärsportal ist ab dem 17. Dezember 

2021 im Internet erreichbar. Alternativ können Vollmachten und Weisungen an die von der 

Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter unter Verwendung der von der Gesellschaft 

dafür vorgesehenen Vollmachtsformulare erteilt werden. Die Aktionäre erhalten diese 

Vollmachtsformulare nach form- und fristgerechter Anmeldung mit der Zugangskarte. Die 

Vollmacht und die Weisungen für die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 

sind aus organisatorischen Gründen spätestens bis zum 28. Dezember 2021 (Tag des 

Eingangs) an die folgende Anschrift zu senden:  

 

Readcrest Capital AG 

c/o UBJ. GmbH 

Kapstadtring 10 

22297 Hamburg 

Telefax: +49 (0) 40 6378 5423 

E-Mail: hv@ubj.de 

 

Bevollmächtigte (mit Ausnahme der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) 

können nicht physisch an der Hauptversammlung teilnehmen. Sie können das Stimmrecht für 

die von ihnen vertretenen Aktionäre lediglich im Wege der Briefwahl oder durch Erteilung einer 

(Unter-)Vollmacht an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft ausüben. 

 

Verfahren für die Ausübung des Stimmrechts durch Briefwahl 

Aktionäre können ihre Stimmen auch im Wege elektronischer Kommunikation oder schriftlich 

abgeben, ohne an der Hauptversammlung teilzunehmen (Briefwahl). Voraussetzung für die 

Ausübung des Stimmrechts durch Briefwahl ist die form- und fristgerechte Anmeldung zur 

Hauptversammlung. Für die elektronische Briefwahl steht das Aktionärsportal der Gesellschaft 

unter https:/readcrest.hvanmeldung.de bis zum Beginn der Abstimmung in der 

Hauptversammlung zur Verfügung. Zugangsdaten erhalten die Aktionäre nach ihrer 

Anmeldung. Das Aktionärsportal ist ab dem 17. Dezember 2021 im Internet erreichbar.  

 

Alternativ können die Aktionäre für die Briefwahl nach erfolgter Anmeldung auch das 

zusammen mit den Zugangsdaten zugesandte Formular benutzen. Die schriftlichen 

Stimmabgaben müssen spätestens bis 28. Dezember 2021 (Tag des Eingangs) bei der 

Gesellschaft unter der folgenden Adresse eingegangen sein: 

 

Readcrest Capital AG 

c/o UBJ. GmbH 



 

Kapstadtring 10 

22297 Hamburg 

Telefax: +49 40 6378 5423 

E-Mail: hv@ubj.de 

 

Ergänzungsverlangen 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den 

anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 (das entspricht 500.000 Stückaktien) erreichen, können 

gemäß § 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und 

bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine 

Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen muss der Gesellschaft schriftlich oder in 

elektronischer Form gemäß § 126a BGB mindestens 14 Tage vor der Hauptversammlung, also 

bis spätestens zum Ablauf des 14. Dezember 2021 (24:00 Uhr), unter folgender Adresse 

zugehen: 

 

Readcrest Capital AG 

c/o UBJ. GmbH 

Kapstadtring 10 

22297 Hamburg 

Telefax: +49 40 6378 5423 

E-Mail: hv@ubj.de 

 

Zugänglichmachen von Gegenanträgen und Wahlvorschlägen 

Gegenanträge von Aktionären zu den Beschlussvorschlägen von Vorstand und/oder 

Aufsichtsrat zu bestimmten Tagesordnungspunkten und Wahlvorschläge zur Wahl des 

Abschlussprüfers werden – soweit sie den anderen Aktionären zugänglich zu machen sind – 

bei Nachweis der Aktionärseigenschaft unverzüglich im Internet unter 

https://www.readcrest.com/hauptversammlung.html veröffentlicht, wenn sie der Gesellschaft 

mindestens 14 Tage vor dem Tag der Hauptversammlung, also bis spätestens zum Ablauf des 

14. Dezember 2021 (24:00 Uhr) an die folgende Adresse übersandt wurden: 

 

Readcrest Capital AG 

c/o UBJ. GmbH 

Kapstadtring 10 

22297 Hamburg 

Telefax: +49 40 6378 5423 

E-Mail: hv@ubj.de 

 



 

 

Fragerecht 

Gemäß § 1 Abs. 1, Abs. 2 COVID-19-Gesetz wird den angemeldeten Aktionären ein 

Fragerecht im Wege der elektronischen Kommunikation eingeräumt. Der Vorstand der 

Gesellschaft hat mit Zustimmung des Aufsichtsrats beschlossen, dass Fragen spätestens 

einen Tag vor der Versammlung im Wege elektronischer Kommunikation in deutscher Sprache 

einzureichen sind, um einen reibungslosen Ablauf der Hauptversammlung zu ermöglichen. 

Dementsprechend werden nur solche Fragen berücksichtigt, die bis spätestens zum 

28. Dezember 2021 (24:00 Uhr) über das Aktionärsportal der Gesellschaft unter 

https://www.readcrest.com/hauptversammlung.html eingereicht werden. Das Aktionärsportal 

ist ab dem 17. Dezember 2021 im Internet erreichbar. Die Fragenbeantwortung erfolgt durch 

den Vorstand in der Hauptversammlung. Dabei entscheidet der Vorstand gemäß § 1 Abs. 2 

Satz 2 COVID-19-Gesetz nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er die Fragen 

beantwortet. 

 

Erklärung Widerspruch 

Aktionäre, die ihr Stimmrecht wie oben erläutert ausgeübt haben, haben abweichend von 

§ 245 Nr. 1 AktG die Möglichkeit, ohne Erscheinen in der Hauptversammlung Widerspruch 

gegen einen oder mehrere Beschlüsse der Hauptversammlung im Wege der elektronischen 

Kommunikation bei dem beurkundenden Notar zu erklären. Eine gültige Erklärung des 

Widerspruchs setzt voraus, dass der Aktionär oder der Bevollmächtigte den Widerspruch unter 

Angabe des Beschlusses, gegen den sich der Widerspruch richtet, bis zum Ende der 

Hauptversammlung über das Aktionärsportal der Gesellschaft unter 

https://readcrest.hvanmeldung.de einreicht. 

 

Weitergehende Erläuterungen/Veröffentlichungen auf der Internetseite der 

Gesellschaft 

Diese Einladung, weitere Informationen und weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der 

Aktionäre sind auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://www.readcrest.com/hauptversammlung.html abrufbar. Die Abstimmungsergebnisse 

werden nach der Hauptversammlung unter derselben Internetadresse bekannt gegeben. 

 

Anfragen und Anforderungen von Unterlagen  

 

Zur Erleichterung der Vorbereitung der Hauptversammlung und zur Sicherstellung einer 

möglichst schnellen Reaktion der Gesellschaft auf Anfragen zur Hauptversammlung bitten wir 

Anfragen und Anforderungen von Unterlagen ausschließlich zu richten an die 



 

 

Readcrest Capital AG 

c/o UBJ. GmbH 

Kapstadtring 10 

22297 Hamburg 

Telefax: +49 40 6378 5423 

E-Mail: hv@ubj.de 

 

Informationen zum Datenschutz 

Die Readcrest Capital AG ist datenschutzrechtlich verantwortlich für die Verarbeitung Ihrer 

personenbezogenen Daten anlässlich der Hauptversammlung. 

 

Art und Ursprung der Daten 

Personenbezogene Daten sind alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder 

identifizierbare natürliche Person beziehen. Sind Sie Aktionär, verarbeiten wir von Ihnen Vor- 

und Nachnamen, Anrede, evtl. Titel, komplette Anschrift (Land, Ort, PLZ, Straße, 

Hausnummer), ggf. hiervon abweichende Versandadresse, die Nummer der Eintrittskarte, 

Depotbank, Aktienanzahl, Aktiengattung, Besitzart der Aktien und ggf. E-Mail-Adresse und 

Telefonnummer. Nehmen Sie als Aktionärsvertreter an der Hauptversammlung teil, 

verarbeiten wir zur Erstellung der Gästeeintrittskarte Ihren Vor- und Nachnamen sowie Ihre 

komplette Anschrift. Anlässlich der Hauptversammlung werden wir keine besonderen 

Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des Art. 9 Datenschutz-Grundverordnung 

(DSGVO) verarbeiten.  

 

Zweck und Rechtsgrundlage der Verarbeitung 

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten hauptsächlich zur Vorbereitung und 

Durchführung der Hauptversammlung, um Ihnen die Ausübung Ihrer Rechte anlässlich dieser 

zu ermöglichen. Zur Vorbereitung der Hauptversammlung verarbeiten wir Ihre 

personenbezogenen Daten insbesondere im Rahmen von Anträgen zur Ergänzung der 

Tagesordnung, Gegenanträgen und Wahlvorschlägen sowie Ihrer Anmeldung zur 

Hauptversammlung. Weiterhin werden Ihre personenbezogenen Daten zur Durchführung der 

Hauptversammlung verarbeitet, insbesondere um ein Teilnehmerverzeichnis der 

erschienenen oder vertretenen Aktionäre zu erstellen oder wenn Sie einen Widerspruch zum 

notariellen Protokoll einlegen.  

 

Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten der Aktionäre ist für deren Teilnahme an der 

Hauptversammlung zwingend erforderlich. Rechtsgrundlage für diese Verarbeitung ist Art. 6 

Abs. 1 lit. c) DSGVO i.V.m. §§ 118 ff. AktG.  

 

Daneben verarbeiten wir Ihre Daten auch zu organisatorischen und statistischen Zwecken, wie 

zur Organisation der Hauptversammlung, für die Darstellung und Analyse der 

Aktionärsstruktur und der Entwicklung und für Übersichten über die größten Aktionäre. Die 



 

Verarbeitung zu organisatorischen und statistischen Zwecken erfolgt auf Grundlage von Art. 6 

Abs. 1 S. 1 lit. f) DSGVO und dient unseren berechtigten Interessen an der geordneten 

Durchführung der Hauptversammlung sowie an der Erfassung unserer Aktionärsstruktur.  

 

Sollten Sie als Gast an der Hauptversammlung teilnehmen, beruht die Datenverarbeitung auf 

Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. f) DSGVO und dient unseren berechtigten Interessen, auch Personen 

außerhalb der gesetzlich normierten Teilnehmerrechte die Teilnahme zu ermöglichen.  

 

Da sämtliche Aktien der Gesellschaft Inhaberaktien sind, führt die Gesellschaft kein 

Aktienregister im Sinne von § 67 AktG, in das Name, Geburtsdatum und Adresse des Aktionärs 

sowie die Stückzahl der Aktien einzutragen sind.  

 

Empfänger der Daten 

Eine Weitergabe Ihrer bei uns gespeicherten personenbezogenen Daten erfolgt nur bei einer 

gesetzlichen Verpflichtung im Einklang mit den anwendbaren datenschutzrechtlichen 

Vorgaben (beispielsweise an Behörden). So werden Ihre personenbezogenen Daten etwa im 

Falle eines Tagesordnungsergänzungsverlangens nach § 122 Abs. 2 AktG und im Falle von 

Gegenanträgen und Wahlvorschlägen nach § 126 Abs. 1 und § 127 AktG wie in der Einladung 

unter ‚Anträge und Anfragen von Aktionären' beschrieben zugänglich gemacht. Im Übrigen 

werden die personenbezogenen Daten im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften den 

Aktionären und Aktionärsvertretern im Zusammenhang mit der Hauptversammlung zur 

Verfügung gestellt, namentlich über das Teilnahmeverzeichnis gemäß § 129 AktG. Darüber 

hinaus geben wir Ihre personenbezogenen Daten nicht an Dritte weiter. Jedoch unterstützen 

uns bei der Vorbereitung und Durchführung der Hauptversammlung verschiedene 

Dienstleister, welche ggfs. Ihre personenbezogenen Daten in unserem Auftrag ausschließlich 

für uns verarbeiten werden. Unsere Dienstleister erhalten von uns nur solche 

personenbezogenen Daten, die für die Ausführung der beauftragten Dienstleistung 

erforderlich sind, und verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten ausschließlich nach unserer 

Weisung im Rahmen einer schriftlich vereinbarten Auftragsvereinbarung. Die von der 

Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter erhalten, soweit diese vom Aktionär bzw. von 

dessen Vertreter bevollmächtigt werden, nur solche personenbezogenen Daten, die für die 

weisungsgebundene Stimmrechtsausübung erforderlich sind.  

 

Dauer und Aufbewahrung der Daten 

Die personenbezogenen Daten werden gespeichert, solange dies gesetzlich geboten ist oder 

die Readcrest Capital AG ein berechtigtes Interesse an der Speicherung dieser Daten hat, 

beispielsweise im Zusammenhang mit gerichtlichen oder außergerichtlichen Streitigkeiten. 

Anschließend werden die personenbezogenen Daten gelöscht.  

 

Rechte als betroffene Person 

Sie haben als von der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten betroffene Person ein 

jederzeitiges Recht auf Auskunft (Art. 15 DSGVO), Recht auf Berichtigung (Art. 16 DSGVO), 

Recht auf Löschung (Art. 17 DSGVO), Recht auf Einschränkung der Verarbeitung (Art. 18 

DSGVO), Recht auf Datenübertragbarkeit (Art. 20 DSGVO) sowie ein Widerspruchsrecht (Art. 



 

21 DSGVO) bezüglich der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten. Diese Rechte 

können Sie gegenüber der Readcrest Capital AG unentgeltlich über die folgenden 

Kontaktdaten geltend machen: 

 

Readcrest Capital AG 

Schopenstehl 22 

20095 Hamburg 

Deutschland 

Fax: +49 40 679 580-52 

Email: info@readcrest.com 

 

Zudem steht Ihnen ein Beschwerderecht bei den Datenschutz-Aufsichtsbehörden nach Art. 77 

DSGVO zu. Sie erreichen unseren Datenschutzbeauftragten ebenfalls unter den zuvor 

angegebenen Kontaktdaten.  

 

Hamburg, im Dezember 2021 

 

Readcrest Capital AG 

 

Der Vorstand 


